
Nach dem Willen des Bundesministeriums
der Finanzen (BMF) soll die Finanzverwal-
tung Provisionsumsätze der Versicherungs-
vermittler mit Wirkung ab dem 01. Januar
2009 nach neuen Grundsätzen im Hinblick
auf die Umsatzsteuerbarkeit überprüfen. 

Dies beruht darauf, dass der BFH seine bis-
herige Auffassung, eine Befreiung von der
Umsatzsteuer stets zu bejahen, wenn die
fragliche Tätigkeit handelsrechtlich der
eines Versicherungsvertreters entsprochen
hat, mit seinem Urteil vom 06.09.2007 
(V R 50/ 05) aufgegeben hat. Für die Beur-
teilung der Umsatzsteuerbefreiung wegen
der Umsätze aus der Tätigkeit eines Versi-
cherungsvertreters wird nunmehr nur
noch darauf abgestellt, ob die einzelne
Leistung ein im Großen und Ganzen eigen-
ständiges Ganzes darstellt, das die spezi-
fischen und wesentlichen Funktionen
einer Vermittlungsleistung erfüllt. Im
Urteil vom 20.12.2007 (V R 62/ 06) sah der
BFH es als wesentliche und spezifische
Funktion einer Mittlertätigkeit an, durch
den Nachweis von Gelegenheiten zum
Abschluss eines Vertrages, durch die Kon-
taktaufnahme mit der anderen Partei oder
durch das Verhandeln über die Einzelhei-
ten der gegenseitigen Leistungen das
Erforderliche zu tun, damit zwei Parteien
einen Vertrag schließen. Die fragliche Lei-
stung müsse sich zumindest auch auf ein-
zelne Geschäftsabschlüsse beziehen. Die
Umsatzsteuerfreiheit sei deshalb zu ver-

neinen, wenn sich die Leistung darin
erschöpfe, eine Außendienstorganisation
aufzubauen, zu führen und zu leiten. Glei-
ches gelte für das Vertriebscontrolling, die
Finanzierungsbeschaffung sowie das kon-
zeptionelle Arbeiten. 

Handelsrechtlich wird hingegen eine
wesentliche Vermittlungstätigkeit von der
Rechtsprechung schon dann angenommen,
wenn der Vertreter ständig damit betraut
ist, für die Erweiterung der Umsätze des
Unternehmers zu sorgen, sofern die fragli-
che Tätigkeit des Vertreters nach der Art,
wie der Unternehmer den Vertrieb seiner
Produkte organisiert hat, eine unentbehr-
liche Voraussetzung für die Herbeiführung
der Geschäftsabschlüsse darstellt. Eine
Leistung hat daher handelsrechtlich ver-
mittelnden Charakter, wenn sie entweder
die Einwirkung auf den Dritten zum Zwe-
cke des Vertragsabschlusses zum Inhalt
hat oder wenn sie einerseits objektiv für
die Herbeiführung von Geschäftsabschlüs-
sen des Unternehmers geeignet ist und sie
anderseits auch subjektiv von den Partei-
en als bedeutsam hierfür angesehen wird.
Letzteres ist stets der Fall, wenn die Par-
teien die Leistung des Handelsvertreters
abhängig vom Eintritt des Geschäftserfol-
ges vergüten. 

Die unechten Hauptvertreter im struktu-
rierten Vertrieb werden doppelt erfolgs-
abhängig vergütet. Einerseits erhalten sie
eine Provision nur auf tatsächlich zu Stan-
de gekommene Geschäfte. Andererseits
unterliegt die Provision der Rückforde-
rung, wenn das Geschäft nicht oder nicht
so ausgeführt wird, wie es abgeschlossen
worden ist, sofern der Versicherer die
Nichtausführung nicht zu vertreten hat. 

Würde auch die übrige Rechtsprechung
dem Ansatz des BFH handelsrechtlich fol-
gen, so liefen unechte Hauptvertreter
künftig Gefahr, dass ihnen weder die Pro-
vision bei einer vom Unternehmer zu ver-
tretenden Nichtausführung des Geschäfts
verbleibt noch ein Ausgleichsanspruch
nach § 89 b HGB zusteht, da beide Vor-
schriften eine Vermittlungstätigkeit vor-
aussetzen.

Die Auffassung des BFH überzeugt nicht,
zumal spätestens seit Anfang der 70er
Jahre klar ist, dass der Begriff der Ver-
mittlungsleistung i.S. des § 84 Abs. 1 HGB
bei wirtschaftlicher Betrachtungsweise
auszulegen ist und die Annahme einer Ver-
mittlungstätigkeit nicht voraussetzt, dass
der Vertreter unmittelbar auf den Dritten
zum Zwecke des Vertragsabschlusses ein-
wirkt. 

Nimmt man die Leistungen der unechten
Hauptvertreter, Abschlussvermittler zu
rekrutieren, schulen und bei der Tätigkeit
zu überwachen, von der Versicherungsver-
mittlungstätigkeit aus, so bedeutete dies
in der Konsequenz weiter, dass die unech-
ten Hauptvertreter wegen ihrer Tätigkeit
keiner Zulassung als Versicherungsvermitt-
ler bedürfen. Damit würde das untragbare
Ergebnis heraufbeschworen, dass diejeni-
gen, die die Voraussetzungen für den
Absatz von Versicherungsprodukten schaf-
fen, ihre Tätigkeit erlaubnisfrei ausüben
können. Es ist daher zu hoffen, dass das
BMF die Modalitäten der Anwendung der
Rechtsprechung noch einmal grundlegend
überdenkt. Mit Rücksicht auf die heutige
Aufgabenverteilung im Vertrieb wäre es
völlig verfehlt, auf der Seite der Leistun-
gen des Hauptvertreters einen Bezugs-
punkt zu einem konkreten Geschäftsab-
schluss zu suchen. 
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Rechtsanwalt Wolf Kindervater

Bislang war es Gang und Gäbe, Handels-
vertretern in der Versicherungs- und
Finanzdienstleistungsbranche beliebige
Kostenbeteiligungen abzuverlangen. Mit
einer Grundsatzentscheidung hat das
Oberlandsgericht Köln (Az. 19 U 84/07)
der Praxis Grenzen gesetzt. 

In dem Streitfall waren dem für eine Ver-
triebsgesellschaft tätigen Vertreter Lea-
singgebühren für ein Notebook sowie eine
EDV-Sachkostenpauschale von seiner Pro-
vision abgezogen worden. Zudem wurde
das Provisionskonto des Vertreters mit
Seminarkosten und Kosten für Kundenzeit-
schriften belastet. Dies wollte der Ver-
mittler nicht akzeptieren. Er klagte des-
halb auf Zahlung der vom Unternehmer
verrechneten Beträge. Soweit der Unter-
nehmer dem Vertreter die EDV-Sachko-
stenpauschale und Kosten für die Kunden-
zeitschrift von der Provision in Abzug
gebracht hatte, gab das Oberlandesgericht
dem Vertreter Recht. 

Zur Begründung führte das Oberlandesge-
richt aus, der Unternehmer sei nach § 86 a
Abs. 1 HGB gesetzlich zwingend verpflich-
tet, dem Vertreter die zur Ausübung seiner
Tätigkeit erforderlichen Unterlagen wie
Muster, Zeichnungen, Preislisten, Werbe-
drucksachen, Geschäftsbedingungen usw.
unentgeltlich zur Verfügung zu stellen. Der
Begriff der „Unterlagen" sei dabei weit
auszulegen. Ein Anspruch des Handelsver-
treters auf die Überlassung von Unterlagen
bestehe insoweit, als er sie für seine
Tätigkeit benötigt, nicht aber nach seiner

Wahl. Ein Notebook, das der Vertreter vom
Unternehmer lease, gehöre allerdings
nicht zu den zu überlassenden Unterlagen.
Es handele sich um ein Hilfsmittel der
Geschäfts- bzw. Büroeinrichtung des Han-
delsvertreters. Die Kosten hierfür habe
der Handelsvertreter selbst zu tragen.
Grundsätzlich sei es aber denkbar, dass
der Vertreter einen höheren Leasingauf-
wand erstattet verlangen könne, wenn
preisgünstigere Angebote auf dem freien
Markt erhältlich seien. 

Seminarkosten könne der Unternehmer
ebenfalls erheben, sofern die Schulungen
nicht erforderlich seien, um die Arbeit des
Vertreters durchzuführen. Hingegen seien
Kundenzeitschriften als Werbedrucksache
anzusehen. Ein Anspruch des Vertreters
auf die Überlassung bestehe allerdings nur,
sofern er sie für seine Tätigkeit benötige.
Erhebe der Unternehmer unzulässig
Kostenbeiträge, könne der Vertreter nach
bereicherungsrechtlichen Grundsätzen die
Rückzahlung aufgewendeter Kosten ver-
langen, ohne dass sich der Unternehmer
regelmäßig darauf berufen könne, der
Rückzahlungsanspruch sei verwirkt. 

Das Urteil grenzt regelmäßigen Geschäfts-
aufwand des Vertreterbetriebes und
unternehmensspezifischen Aufwand klar
ab. Die Rechte der Handelsvertreter wer-
den dadurch gesichert. EDV-Sachkosten-
pauschalen sind unzulässig, wenn auch für
die zur Verfügung zu stellende Außen-
dienst-Informations-Software Kostenbei-
träge erhoben werden. Auch Kundenzeit-
schriften, Analysematerial, Unterneh-
mensdarstellungen oder Werbematerial

zur Anwerbung von weiteren Handelsver-
tretern sind nach den Grundsätzen der
Entscheidung unentgeltlich zur Verfügung
zu stellen. Eine Kostenbeteiligung des
Handelsvertreters an diesen Unterlagen
kann wegen Verstoßes gegen zwingendes
Handelsvertreterrecht nicht wirksam ver-
einbart werden. 

Nicht zu folgen ist dem Urteil allerdings,
soweit die im Streitfall von dem Vertreter
geltend gemachten Zahlungsansprüche
bereicherungsrechtlicher Natur sein sol-
len. Da der Unternehmer mit seinen ver-
meintlichen Zahlungsansprüchen gegen
die Provision aufgerechnet hatte, begehr-
te der Vertreter nur die Zahlung der unge-
kürzten Provision. Die Grundsatzentschei-
dung des Oberlandesgerichts Köln gibt Ver-
triebsgesellschaften und Versicherer
Anlass, die Kostenbeteiligungen ihrer Han-
delsvertreter zu überprüfen und neu zu
regeln.
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Verdienstgrenze für Rechtswegzu-
ständigkeit bei Ausschließlichkeits-
vertretern
BGH, Beschlüsse vom 12.02.2008

Trotz ihrer Stellung als selbständige
Gewerbetreibende müssen Handelsver-
treter im Sinne des § 92a HGB bei Rechts-
streitigkeiten aus dem Vertragsverhältnis
mit dem Unternehmer gemäß  § 5 Abs. 1
Satz 1 ArbGG vor dem Arbeitsgericht und
nicht vor einem Zivilgericht klagen bzw.
verklagt werden, wenn sie während der
letzten sechs Monate des Vertragsverhält-
nisses im Durchschnitt monatlich nicht
mehr als 1.000,00 Euro an Vergütung
„bezogen“ haben. Über die Frage, wie
die „bezogene“ Vergütung zu bestimmen
ist, herrschte bis dato eine uneinheitliche
Handhabung bei den Gerichten. Während
eine Reihe von Oberlandesgerichten das
Entstehen der Ansprüche auf Vergütung
für ausreichend erachtete, forderten
andere Oberlandes- und Landesarbeitsge-
richte darüber hinaus, dass die Ansprüche
auch durch Zahlung erfüllt sein müssen.
Der Bundesgerichtshof hat dieser Rechts-
unsicherheit nunmehr ein Ende bereitet
und in zwei Beschlüssen klargestellt, dass

unter der „bezogenen“ Vergütung die
entstandenen Ansprüche zu verstehen
sind und es insoweit unbeachtlich ist, ob
diese Ansprüche auch zur Auszahlung
gelangten oder nicht.

Rückzahlung von Ausbildungskosten
AG Nordenham, Urteil vom
21.12.2007

Das Gericht hatte über die Klage eines
Unternehmers zu entscheiden, der seinen
ehemaligen Handelsvertreter auf Rück-
zahlung von Ausbildungskosten in
Anspruch genommen hatte. 

Die Parteien hatten eine formularmäßige
Vereinbarung geschlossen, die dem Han-
delsvertreter die Teilnahme an der Aus-
bildung zum Versicherungsfachmann auf
Kosten des Unternehmers ermöglichte.
Für den Fall, dass der Handelsvertreter
vorzeitig aus den Diensten des Unterneh-
mers ausscheidet, um zur Konkurrenz zu
wechseln, sollten die entstandenen Aus-
bildungskosten zu erstatten sein. Als vor-
zeitig sollte dabei die Zeit vor Prüfungs-
abschluss einschließlich des der Prüfung
folgenden Zeitraums von zwei Jahren gel-
ten. Nach erfolgreichem Abschluss der
Ausbildung kündigte der Handelsvertreter
das Vertragsverhältnis und nahm eine

Vermittlertätigkeit bei einem Konkur-
renzunternehmen auf. 

Das Gericht hat die Klage abgewiesen.
Die Vereinbarung über die Rückzahlung
der Ausbildungskosten sei unwirksam. Die
Regelung beeinträchtige den Handelsver-
treter in seiner freien Entscheidung über
die Auflösung seines Beschäftigungsver-
hältnisses und der Aufnahme einer neuen
Tätigkeit unangemessen. Sie eröffne dem
Unternehmer die Möglichkeit, den Han-
delsvertreter über Gebühr durch einseiti-
ge Maßnahmen an das Unternehmen zu
binden. 

Die Verpflichtung zur Erstattung von Aus-
bildungskosten knüpfe ausschließlich an
den Wunsch des Handelsvertreters an, für
ein anderes Unternehmen tätig zu wer-
den, ohne bzgl. der Gründe für diesen
Wunsch zu differenzieren. Die Regelung
sehe nicht einmal eine Ausnahme für den
Fall vor, dass der Handelsvertreter wirk-
sam fristlos kündige. Nach dem Wortlaut
der Vereinbarung greife die Rückzah-
lungsverpflichtung selbst in dem Fall, in
dem tatsächlich keine Tätigkeit für ein
Konkurrenzunternehmen aufgenommen
wird. Die Vereinbarung müsse deshalb als
unangemessene Benachteiligung qualifi-
ziert werden.
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Rechtsanwältin Britta Oberst

Das OLG Karlsruhe hatte über eine Aus-
kunftsklage eines Vermittlers zu entschei-
den. Der Vermittler begehrte u.a., das
beklagte Investmenthaus zu verurteilen,
über alle Geschäftsvorfälle Auskunft zu
erteilen, die alle von dem Vermittler für
das Investmenthaus geworbenen Ver-
triebspartner vermittelt bzw. betreut
haben und für die dem Vermittler Provisi-
on versprochen war. Hilfsweise benannte
der Vermittler einige von ihm geworbene
Vertriebspartner namentlich. 

Der Vermittler hatte vorgetragen, mit dem
Investmenthaus eine Zuführungsabrede
getroffen zu haben. Danach sollte dem
Vermittler sowohl auf das Geschäft der
von ihm direkt für das Investmenthaus
geworbenen Vertriebspartner als auch auf
das Geschäft von weiteren Vermittlern,
die wiederum von den zugeführten Ver-
triebspartner geworben worden waren,
Provision erhalten. Der zwischen den Par-
teien geschlossene „Maklervertrag“ ent-
hielt eine so genannte doppelte Schrift-
formklausel, nach der Änderungen des
Vertrages und Änderungen dieser Klausel
der Schriftform bedurften. Dem Vermittler
waren die zugeführten Vertriebspartner
nicht vollständig bekannt, zumal er bei der
Zuführung von Strukturvertriebsunterneh-
men in der Regel nur den „Kopf“ dieses
Unternehmens und nicht die gesamte
Unterstruktur für das Investmenthaus
direkt geworben hatte. Das Investment-
haus hatte über einen Zeitraum von meh-
reren Jahren Geschäfte der von dem Ver-
mittler geworbenen Vertriebspartner
abgerechnet, bestritt im Prozess aber die
vom Vermittler vorgetragene mündliche

Zuführungsabrede und machte geltend,
dass diese ohnehin wegen Nichteinhaltung
der Schriftform unwirksam wäre. 

Das OLG hat das klagabweisende erstin-
stanzliche Urteil bestätigt. Der Antrag sei
bereits zu unbestimmt und damit unzuläs-
sig. Es sei nicht bekannt, welcher Ver-
triebspartner von dem Vermittler als
geworben angesehen werde. Aber auch
der Hilfsantrag sei unbegründet. Selbst
wenn es eine mündliche Zuführungsabrede
gegeben habe, sei diese wegen Nichtein-
haltung der vereinbarten Schriftform
formunwirksam. Das Investmenthaus ver-
halte sich nicht treuwidrig, wenn es sich
hierauf berufe.

Die Entscheidung geht an den Bedürfnissen
der Praxis vorbei. Sie macht die umfassen-
de Geltendmachung von Auskunftsansprü-
chen, die der Vorbereitung von Provisions-
ansprüchen aus Zuführungsabreden die-
nen, in bestimmten Konstellationen
unmöglich. Das Urteil zwingt dazu, dem
zuführenden Vermittler bereits durch eine
enge Fassung des Auskunftsantrags, in dem
er die Untervermittler namentlich benen-
nen muss, Provisionsansprüche abzu-
schneiden. Das Oberlandesgericht hat
übersehen, dass aus der Natur der Zufüh-
rungsabrede folgt, dass der Antrag – wenn
er sämtliche denkbaren Provisionsansprü-
che erfassen soll – nicht eng gefasst wer-
den kann, da dem Vermittler – anders als
dem Investmenthaus – eben nicht bekannt
ist, welche von ihm zugeführten Vermitt-
ler dafür sorgen, dass weitere Vertriebs-
partner einen Vertrag mit dem Invest-
menthaus schließen. Die Entscheidung
begegnet auch deshalb durchgreifenden
rechtlichen Bedenken, weil im Handels-

vertreterrecht weit gefasste Anträge im
Allgemeinen als zulässig angesehen wer-
den. Im Übrigen werden durch die Ent-
scheidung die Gepflogenheiten des kauf-
männischen Geschäftsverkehrs unnötig
verkompliziert. Es muss zumindest unter
Kaufleuten auch im Falle der Vereinbarung
einer doppelten Schriftformklausel mög-
lich sein, diese durch eine abweichende
jahrelange Handhabung außer Kraft zu
setzen. Zumindest kann die Berufung auf
die Einhaltung der Form in diesen Fällen
nur als treuwidrig bezeichnet werden.

Das Urteil bestätigt in aller Deutlichkeit,
dass auch im kaufmännischen Verkehr
hieb- und stichfeste schriftliche Vereinba-
rungen im Falle eines Rechtstreits bares
Geld wert sind. Kein Vermittler sollte sich
darauf verlassen, dass er zu seinem Unter-
nehmer ein partnerschaftliches Verhältnis
auf Lebenszeit begründet, bei dem auf die
schriftliche Fixierung insbesondere von
Abreden, die schriftliche Verträge abän-
dern, verzichtet werden kann.   

OLG Karlsruhe, Urt. v. 19.03.2008 (Az. 15
U 55/07) 
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Einsichtsrecht in Originalunterla-
gen
LG Mannheim, Beschluss vom 30.06.2008
(Az. 3 O 135/05 ZV II)

Das Landgericht Mannheim hatte jüngst
über den Antrag eines Vertreters auf
einen weiteren Vorschuss für die Erstel-
lung eines Buchauszuges zu entscheiden. 

Der Vertreter hatte für die Unternehme-
rin Anleger für Währungsgeschäfte gewor-
ben. Als es zum Streit über Provisionen
kam, verlangte der Vertreter einen Buch-
auszug, der schließlich im Wege der
Ersatzvornahme vollstreckt wurde. 

Die Erstellung des Buchauszugs durch die
Wirtschaftsprüfer war jedoch nicht
erfolgreich, weil die Unternehmerin Ein-
sicht in Originalunterlagen und EDV ver-
weigerte und nur Zugang zu bestimmten
von ihr bereits vorselektierten Unterla-
gen gewährte.

Das Landgericht hat dem Antrag stattge-
geben, wobei es grundsätzlich abgelehnt
hat, sich mit bereits im Erkenntnisverfah-
ren zurückgewiesen Einwendungen der
Unternehmerin im Rahmen der Zwangs-
vollstreckung erneut zu befassen. Der
Wirtschaftsprüfer, dessen Auswahl dem

Vertreter freistehe, müsse sich nicht auf
Stichproben beschränken, sondern habe
auch ohne ausdrückliche entsprechende
Verurteilung Anspruch auf Einsicht in Ori-
ginalunterlagen. Hiervon sei die Einsicht
in Geschäftsbücher und Unterlagen, die
in EDV-Format geführt werden, umfasst.
Wenn die Unternehmerin behaupte,
bestimmte Unterlagen seien nicht vor-
handen, erstrecke sich dieses Recht auf
sämtliche Geschäftsunterlagen, um die
Richtigkeit dieser Behauptung zu über-
prüfen. 

Kosten des Wirtschaftsprüfers bei
der Bucheinsicht
OLG Karlsruhe, Urteil vom 1.06.2008
(Az. 7 U 85/07)

Das OLG Karlsruhe hatte sich mit dem
Recht auf Bucheinsicht zu befassen. Zur
Entscheidung stand einerseits die Frage,
in welche Unterlagen Einsicht zu gewäh-
ren ist. Andererseits ging es darum, ob
der Handelsvertreter noch vor der Buch-
einsicht gerichtlich feststellen lassen
kann, dass der Versicherer die Kosten
eines hierfür hinzuziehenden Wirtschafts-
prüfers zu tragen habe.

Im Streitfall hatte ein Versicherer bereits
wiederholt einen fehlerhaften Buchaus-

zug geliefert, in dem provisionspflichtige
Geschäftsvorfälle fehlten und weitere
inhaltliche Unrichtigkeiten festgestellt
wurden. Beides hatte der Versicherer
durch ergänzende Angaben im Laufe des
Prozesses berichtigt.

Das Oberlandesgericht sprach dem Han-
delsvertreter zwar ein umfangreiches
Bucheinsichtsrecht zu, wies den Feststel-
lungsantrag allerdings ab.

Der Handelsvertreter dürfe sich bei der
Bucheinsicht eines Buchprüfers auch bei
überschaubaren Geschäftsvolumina
bedienen. Er habe Anspruch auf Einsicht
in nicht näher zu konkretisierende „son-
stige Urkunden“ sowie in die EDV. Das
Einsichtsrecht sei nicht auf Anlagen, die
der Versicherer zur Akte gereicht habe
und die angeblich die Geschäfte zusam-
men mit dem Verzeichnis vollständig
widerspiegelten, zu beschränken. 

Die Kosten des Wirtschaftsprüfers müsse
der Versicherer allerdings erst dann tra-
gen, wenn sich bei Ausübung des Ein-
sichtsrechts ergäbe, dass der Buchauszug
unrichtig sei. Dies gelte auch dann, wenn
bereits bei Verurteilung zur Gewährung
des Einsichtsrechts feststehe, dass der
erteilte Buchauszug unrichtig war.  

Paragraphenreiter
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Rechstanwalt    Sascha Alexander Stallbaum

Bis vor kurzem herrschte die vom vorsit-
zenden Richter des für Fragen der bAV
zuständigen Senats des Bundesarbeitsge-
richts protegierte Meinung vor, dass Ent-
geltumwandlungsvereinbarungen, die auf
gezillmerten Tarifen beruhen, unwirksam
seien. Die Zillmerung der mit dem Ver-
tragsschluss verbundenen Kosten wider-
spreche dem Wertgleichheitsgrundsatz
gemäß § 1 Abs. 2 Nr. 3 BetrAVG (insbeson-
dere LAG München, Urteil vom 15.03.2007
= VertR-LS 2).

In der Rechtsprechung verfestigt sich
jedoch zusehends die Auffassung, dass
dem Arbeitnehmer dann keine Schadenser-
satzansprüche mehr zustehen können,
wenn er über den Versorgungsvertrag und
die mit diesem Vertrag für ihn verbunde-
nen wirtschaftlichen Konsequenzen
umfangreich aufgeklärt worden ist (schon
ArbG Stuttgart, Urteil vom 17.01.2005):

In seinem Urteil vom 11.07.2007 hat die
10. Kammer des LAG München, die damit
von der Rechtsprechung der 4. Kammer in
seinem Urteil vom 15.03.2007 ausdrück-
lich abwich, das vorangegangene Urteil
des ArbG Kempten vom 30.11.2006 bestä-
tigt, das bereits dem Arbeitnehmer trotz
Verwendung eines gezillmerten Tarifes für
die arbeitnehmerfinanzierte bAV keine
Schadensersatzansprüche gegen den
Arbeitgeber zubilligte. Es fehle nach
Ansicht des LAG München bereits an einer
Pflichtverletzung des Arbeitgebers: Jedem
Arbeitnehmer sei bewusst, dass die vorzei-
tige Beendigung eines Arbeitsverhältnisses
zu Nachteilen bei der bAV führe. Darüber
hinaus hatten der Arbeitgeber und die
Unterstützungskasse als Versorgungsträger
den Arbeitnehmer nach Auffassung des
LAG ausreichend über die dem Versor-
gungsvertrag zugrunde liegenden Vertrags-
bedingungen informiert. 

Das Arbeitsgericht Siegburg hat mit Urteil
vom 27.02.2008 (nicht rechtskräftig) ent-
schieden, dass gemäß der Gesetzesbe-
gründung das Prinzip der Wertgleichheit
i.S.d. BetrAVG den Arbeitgeber nur dazu

verpflichte, die umgewandelten Entgelt-
anteile vollständig, das heißt beitrags-
gleich, an den von der BaFin beaufsichtig-
ten Versorgungsträger abzuführen. Die
gegensätzliche Rechtsposition des LAG
München gemäß Urteil vom 15.03.2007,
wonach der Rückkaufswert eines bAV-Ver-
sorgungsvertrages jeweils dem umgewan-
delten Entgelt beitragsmäßig entsprechen
müsse, bezeichnete das ArbG Siegburg als
„zumindest wirklichkeitsfremd“, da keine
Versicherungstarife existierten, bei denen
sich die Kosten nicht auf den Rückkaufs-
wert auswirkten.

Für das ArbG Siegburg ist entscheidend, ob
der Versorgungsvertrag und die diesem
zugrunde liegende Kostenbelastung für
den Arbeitnehmer transparent im Sinne
der Rechtsprechung des BGH zu Privatver-
sicherungsverträgen und im Sinne der Neu-
regelungen des VVG sind.

Die sich bei den Gerichten abzeichnende
Rechtsposition entspricht damit der von
uns seit längerem vertretenen Auffassung
(s. auch Evers/ Stallbaum, Haufe Praxis-
handbuch Betriebliche Altersversorgung,
„Kostenfaktoren und Zillmerung bei bAV-
Produkten“ sowie „VVG-Reform: Auswir-
kungen auf die Vermittlung von bAV-Pro-
dukten“):

Wird der Arbeitnehmer über die Vertrags-
bedingungen und die mit dem Versor-
gungsvertrag verbundenen wirtschaftli-
chen Konsequenzen – einschließlich Grund,
Höhe und Entstehungszeitpunkt der Kosten
– informiert, bevor er die für ihn verbind-
liche Vertragserklärung abgibt (im Regel-
fall die Unterzeichnung der Entgeltum-
wandlungsvereinbarung), lassen sich Scha-
densersatzansprüche des Arbeitnehmers so
gut wie nicht mehr begründen. Wichtig ist,
diese Informationspflichten auch bei versi-
cherungsförmigen Neuzusagen ab dem
01.01.2008 einzuhalten.

Darüber hinaus sollten die dem Arbeitneh-
mer gegenüber zu erfüllenden Informati-
onspflichten zur Haftungsvermeidung
nicht auf die notwendige Verbraucherin-
formationen gemäß § 10a Abs. 2 VAG i.V.m.

Anlage D beschränkt, sondern auf die dem
Arbeitgeber als Vertragspartner des Ver-
sorgungsvertrages zu erteilenden umfas-
sende Informationen des Versicherungs-
nehmers i.S. der §§ 7 Abs. 1, Abs. 2, 154
Abs. 1 S. 1 VVG i.V.m. VVG-InfoV) erwei-
tert werden. Es muss davon ausgegangen
werden, dass die notwendigen Verbrau-
cherinformationen nicht den gerichtlichen
Anforderungen an die Informationspflich-
ten gegenüber dem Arbeitnehmer bei Ent-
geltumwandlung genügen wird.
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� Jürgen Evers
Herausgeber der vr.aktuell

� Heiko Nicolaus
Agenturvertrags- und Maklerrecht

� Britta Oberst
Agenturvertrags- und Maklerrecht

� Reinhold Friele
Agenturvertrags- und Maklerrecht

� Sascha Alexander Stallbaum
Recht der Kapitalanlagevermittlung

� Daniela Eikelmann
Agenturvertrags- und Maklerrecht

� Wolf Kindervater
Agenturvertragsrecht

Ihre kompetenten 

Partner im Vertriebsrecht

Sascha Alexander Stallbaum ist bei Blanke Meier

Evers im Recht der Kapitalanlagenvermittlung

tätig.
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Das BME-Vertriebsrechtsteam ist auch

in diesem Jahr wieder bei der DKM für

Sie ansprechbar.

Den BME-Stand finden Sie in

Daneben sind wir als Kompetenzpartner der complema GmbH, dem

offenen Netzwerk für Versicherungs  und Finanzmakler, auch an deren

Stand (Halle 4, Stand-Nr. G 1-3) für Sie da.

Kostenfaktoren in der betrieblichen Altersversorgung 


